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•  Das Mahnverfahren nach §§ 688 ff. ZPO verzichtet gänzlich auf eine mündliche 
Verhandlung, u.a. weil es kein im engeren Sinne streitiges Verfahren ist 

•  Für das europäische Bagatellverfahren nach der EuGFVO regelt deren Art. 5: 
o  (1) Das europäische Verfahren für geringfügige Forderungen wird schriftlich 

durchgeführt.  

o  (1a) 1Das Gericht hält eine mündliche Verhandlung nur dann ab, wenn es der Auffassung 
ist, dass es auf der Grundlage der schriftlichen Beweismittel kein Urteil fällen kann, oder 
wenn eine der Parteien einen entsprechenden Antrag stellt. 2Das Gericht kann einen 
solchen Antrag ablehnen, wenn es der Auffassung ist, dass in Anbetracht der Umstände 
des Falles ein faires Verfahren auch ohne mündliche Verhandlung sichergestellt werden 
kann. 3Die Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 4Gegen die Abweisung des Antrags ist 
ohne Anfechtung des Urteils selbst kein gesondertes Rechtsmittel zulässig. 
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•  Aufruf der Sache, §§ 220 Abs. 1, 136 Abs. 1 ZPO 

•  Feststellung der Anwesenheit, vgl. §§ 128, 128a Abs. 1 und 2 ZPO 

•  Belehrung der Zeugen und Sachverständigen, §§ 395 Abs. 1, 402 ZPO 

•  Güteverhandlung, § 278 Abs. 2 ZPO 

•  Stellen der Anträge, §§ 137 Abs. 1, 297 ZPO 

•  Erörterung des Sach- und Streitstands, §§ 137, 138, 139 ZPO 

•  Beweisaufnahme, § 279 Abs. 2 ZPO 

•  Fortsetzung der mündlichen Verhandlung, § 370 Abs. 1 ZPO 

•  Wiederholung der Anträge wegen § 295 ZPO 

•  Schließung der mündlichen Verhandlung, § 136 Abs. 4 ZPO 

•  Ggf. Beratung, §§ 192 ff. GVG 

•  Verkündung der Entscheidung, §§ 300 ff. ZPO 
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•  Voraussetzungen der Präklusion, § 296 Abs. 1 und 2 ZPO: 
o  Verspätetes Vorbringen 

Ø  Nach Ablauf einer gesetzten Frist 

Ø  Unnötig spät 

o  Dadurch Verzögerung des Prozesses 

o  Keine genügende Entschuldigung bzw. grobe Nachlässigkeit 

•  Beispiel: Beweisantrag aus einem nicht-ersten Verhandlungstermin auf Einholung eines 
Meinungsforschungsgutachtens über das Verständnis von streitgegenständlichen AGB-
Klauseln, LG Köln v. 11. Juli 2018, 26 O 128/17, https://bit.ly/2yi92jI  

•  Präklusionsfristen sind Ausschlussfristen, d.h. sie können nicht verlängert werden und es 
erfolgt auch keine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

•  Scheitert eine Präklusion z.B. mangels grober Nachlässigkeit, erhält die Gegenseite nach 
§ 283 ZPO Schriftsatznachlass, damit die Verhandlung nicht vertagt werden muss; darin 
darf dann aber auch nur noch auf das späte Vorbringen geantwortet werden 

o  Ausführlich http://www.zpoblog.de/schriftsatznachlass-im-zivilprozess/  

4 Martin Fries 



•  Die Beweislast liegt grundsätzlich bei demjenigen, der eine Tatsache behauptet und 
einen Anspruch daraus herleitet 

o  Wer Zahlung des Kaufpreises verlangt, muss den Vertragsschluss beweisen 

o  Wer Erfüllung der Kaufpreisschuld behauptet, muss diese Behauptung belegen 

o  Wer die Rückabwicklung eines Kaufvertrags verlangt, muss darlegen, warum der 
Kaufvertrag nichtig ist 

•  Das materielle Recht (z.B. §§ 477, 2229 Abs. 4 BGB) sieht regelmäßig eine 
Beweislastumkehr vor; eine im Ergebnis ähnliche Beweislastverschiebung kann sich 
durch die Grundsätze der Rechtsprechung zur sekundären Darlegungslast ergeben  
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•  Allgemeine Vorschriften über die Beweisaufnahme: §§ 284, 355 ff. ZPO 
o  Eine Beweisaufnahme über offenkundige Tatsachen findet nicht statt, § 291 ZPO 

o  Ggf. kann über ausländisches Recht Beweis erhoben werden, § 293 ZPO 

•  Einzelne Beweismittel: 

o  Augenschein, §§ 371 ff. ZPO 

o  Zeugen, §§ 373 ff. ZPO 

Ø  Anders als im common law werden Zeugen vom Gericht geladen und befragt 

Ø  Es gibt kein Kreuzverhör, wohl aber ein Fragerecht der Parteien, § 397 ZPO 

Ø  Daher keine Notwendigkeit zum Einwand gegen unfaire Fragen (hearsay, leading 
question) 

Ø  Durch die starke Stellung des Gerichts ist der Prozessausgang weniger vom Geschick 
der Anwälte abhängig 

o  Sachverständige, §§ 402 ff. ZPO 

o  Urkunden, §§ 415 ff. ZPO 

o  Parteivernehmung, §§ 445 ff. ZPO 

•  Nach der Beweisaufnahme setzen die Parteien die Verhandlung fort und erörtern das 
Ergebnis der Beweisaufnahme, §§ 279 Abs. 3, 285 ZPO 
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•  Grundsätzlich gilt der Beibringungsgrundsatz: Da mihi factum, dabo tibi ius 
o  Waffengleichheit der Parteien 

o  Neutralität des Gerichts 

•  Aber wegen des fair-trial-Grundsatzes und Vertrauensschutz verbietet § 139 ZPO 
Entscheidungen auf unklarer Grundlage oder Überraschungsentscheidungen; 
erforderlich sind, vgl. BGH v. 29. April 2014, VI ZR 530/12, https://lexetius.com/2014,1474  

o  Ausreichende Erörterung des Sach- und Streitstands 

o  Hinweis auf unzureichenden Sachvortrag 

o  Hinweis auf nicht gesehene Rechtsaspekte 

•  Hinweise der Gegenseite lassen die Hinweispflicht des Gerichts nicht entfallen, solange 
nicht klar ist, dass diese Hinweise auch verstanden wurden; BGH v. 18. Mai 2017, I ZR 
178/16, https://lexetius.com/2017,2765  

•  Rechtsfolge eines Verstoßes gegen § 139 ZPO: 
o  Rechtsfehler = Berufungs- bzw. Revisionsgrund, §§ 513 Abs. 1, 545 Abs. 1, 546 ZPO 

o  Wenn eine Berufung oder Revision ausgeschlossen ist, kann die Verletzung rechtlichen 
Gehörs mit der Anhörungsrüge gemäß § 321a ZPO geltend gemacht werden 

•  Die inzwischen sehr ausdifferenzierte Rechtsprechung zu § 139 ZPO ist 
mitverantwortlich für die hohe Erledigungsquote von Zivilverfahren 
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•  Seit 2002 ermöglicht § 128a ZPO eine Verhandlung im Wege der Bild- und 
Tonübertragung 

o  Den damit verbundenen Verlust an Unmittelbarkeit nimmt man zugunsten der 
Prozessökonomie in Kauf 

o  Seit 2013 ist die Videoverhandlung auch ohne Einverständnis beider Parteien möglich; 
siehe dazu Prütting, AnwBl 2013, 330-332 

o  In der Gerichtspraxis spielt die Videoverhandlung nach wie vor eine untergeordnete Rolle; 
Vorreiter ist das Bundesland Hessen 

•  Die EuGFVO sieht die Fernkommunikation als die Regel an, wenn denn eine mündliche 
Verhandlung angesetzt wird; so regelt Art. 8 Abs. 1: 

o  „Wird gemäß Artikel 5 Absatz 1a eine mündliche Verhandlung für erforderlich gehalten, 
so werden hierfür dem Gericht zur Verfügung stehende geeignete Mittel der 
Fernkommunikationstechnologie wie etwa die Video- oder Telekonferenz genutzt, es sei 
denn, deren Verwendung ist in Anbetracht der besonderen Umstände des Falles für den 
fairen Ablauf des Verfahrens nicht angemessen.“ 

•  Derweil richten andere Jurisdiktionen bereits erste reine Online-Gerichte ein, wo die 
fernkommunikative Verhandlung der Standard ist 

o  So etwa das E-Commerce-Gericht in der chinesischen Stadt Hangzhou, dazu siehe 
https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/china-gericht-justiz-online-digital-
zivilverfahren-legal-tech/  
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